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EXECUTIVE SUMMARY 

Im Dezember hat Swissnuclear zusammen mit der Verwaltungskommission 
der Stilllegungs- und Entsorgungsfonds (Stenfo) die Kostenstudie 2016 (KS16) 
publiziert. Auf Basis der KS16 verfügte die Stenfo-Verwaltungskommission die 
provisorischen Beitragszahlungen in die Stenfo, die per sofort zur Anwendung 
gelangten. Im Nachgang dazu veröffentlichte die Nagra das Entsorgungspro-
gramm 2016 (EP16), welches die wichtigste Grundlage für die KS16 im Bereich 
der Entsorgung bildet. 

Die Schweizerische Energie-Stiftung (SES) hat eine Prüfung der KS16 sowie der 
für die KS16 relevanten Terminplanung im EP16 vorgenommen resp. für die 
technischen und kostenplanerischen Teile des KS16 durch das Öko-Institut 
Darmstadt vornehmen lassen. Im Weiteren hat die SES die Überlegungen des 
unabhängigen Ökonomen Kaspar Müller beigezogen, um die provisorischen 
Beiträge in die Stenfo und das heutige Beitragsregime zu beurteilen. 

Die Überprüfung offenbart ein sehr hohes Risiko für den Bund und damit für 
die künftigen Steuerzahlenden, dereinst fehlende Fondsbeiträge der AKW-
Betreiber ausgleichen zu müssen. Dies ist vor allem deshalb unbefriedigend, 
weil deren jährliche Beiträge auf Basis der KS16 zum Teil erheblich reduziert 
wurden. Die SES sieht dadurch das Verursacherprinzip in steigendem Masse 
verletzt und fordert das UVEK und den Bundesrat auf, die Fehlanreize mit ent-
sprechenden Vorgaben an die Stenfo-Verwaltungskommission und in der Still-
legungs- und Entsorgungsfondsverordnung zu korrigieren.  

Die Forderungen betreffen insbesondere: 

• Prognoseunsicherheiten, Gefahren und Chancen gemäss KS16 und der 
Sicherheitszuschlag von 30% gemäss SEFV sind nicht zu vermischen. 
Erstere berücksichtigen Ungewissheiten der Kostenprognose 2016, letz-
terer ist ein Sicherungsinstrument zur Vermeidung einer Finanzie-
rungslücke in den Fonds und damit ein finanzpolitisches Instrument. 
Beide sind für die Beitragsberechnung zu erhalten, im Bereich der Ent-
sorgungskosten ist der Sicherheitszuschlag auf 100% zu erhöhen. 

• Die Fondsbestände sind in hohem Masse abhängig von den Realzinser-
trägen des angesparten Kapitals. Diese Abhängigkeit ist aufgrund der 
beträchtlichen Unsicherheiten, insbesondere was die Kostenentwick-
lung bei der Entsorgung angeht, zu reduzieren. 

• Die Perspektive der Steuerzahlenden ist in der Governance zu verstär-
ken. Die Beitragszahlungen bezwecken, die Fonds mit genügend finan-
ziellen Mitteln für die Stilllegung und Entsorgung auszustatten. Hohe 
Beitragszahlungen sind notwendig, widersprechen aber den Interessen 
der finanziell arg gebeutelten KKW-Betreiber, also der Beitragszahlen-
den, diametral, weshalb eine Trennung der Interessen nötig ist. 

• Die Kostenstudie muss künftig eine höhere Transparenz und Nachvoll-
ziehbarkeit aufweisen und die Kostenprognosen sollen in Szenarien ab-
gebildet werden. Bisher vernachlässigte Aspekte wie das Misslingen von 
(Teil-) Projekten oder Zeitreserven für weitere Verzögerungen sind im 
Terminplan und bei der Festlegung der Beiträge zu berücksichtigen.  
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1 EINLEITUNG 

1.1 Anlass 
Im Dezember hat Swissnuclear zusammen mit der Verwaltungskommission 
der Stilllegungs- und Entsorgungsfonds (Stenfo-VK) die Kostenstudie 2016 
(KS16) publiziert. Die alle fünf Jahre erscheinende Kostenstudie (KS) bildet die 
Grundlage für die Bemessung der Fondsbeiträge der Atomkraftwerk-Betreiber 
(AKW-Betreiber) für die nach der Ausserbetriebnahme anfallenden Aufwände. 
Ebenfalls noch im Dezember veröffentlichte die Nagra das Entsorgungspro-
gramm 2016 (EP16), welches die wichtigste Grundlage für die KS16 im Bereich 
der Entsorgung bildet. 

In der Vergangenheit zeigte sich, dass die in den Kostenstudien abgebildeten 
Kosten mehrmals zu gering geschätzt wurden und somit zu tiefe Beitragszah-
lungen erhoben wurden, was zu Finanzierungslücken führen kann, die der-
einst von der Öffentlichkeit übernommen werden müssten. Damit drohte eine 
Kostenabwälzung von heutigen Atomstromkunden auf künftige Stromkonsu-
menten und/oder künftige Steuerzahlende. Dies bestätigte unter anderem 
auch ein Bericht der EFK, die dem Bund in der Sache ein hohes Haftungsrisiko 
beschied (als letzte Instanz in der Rückgriffkaskade für fehlende Beiträge ge-
mäss Art. 77 KEG ff.)1. Auch die zwei Teilrevisionen der SEFV haben diese Aus-
gangslage nicht grundlegend verändert. 

1.2 Bestandteile der Überprüfung 
Die Schweizerische Energie-Stiftung (SES) hat aus diesen Gründen eine Prü-
fung der KS16 vorgenommen bzw. für die technischen und kostenplaneri-
schen Teile durch das Öko-Institut Darmstadt vornehmen lassen (vgl. Anhang 
2). Da die Stenfo-VK bei der Präsentation der KS16 verschiedene grössere Kos-
tenkorrekturen im Vergleich zur KS11 mit einer veränderten Terminplanung 
im EP16 der Nagra begründete, hat die SES zusammen mit unabhängigen Ex-
perten auch eine Überprüfung der Terminplanung im EP16 vorgenommen 
(vgl. Anhang 3). Insbesondere hat sie die Überlegungen des unabhängigen 
Ökonomen Kaspar Müller beigezogen, um die provisorischen Beiträge in die 
Stenfo und das heutige, zum Teil gesetzlich verankerte Bemessungsregime für 
die jährlichen Beitragszahlungen in die Fonds zu beurteilen (vgl. Anhang 1). 

Sämtliche Prüfungen beschränken sich auf den Fokus der Beitragszahlungen 
und die Höhe der Fonds, d.h. es wurde keine inhaltliche Beurteilung der Pro-
jekte (insbesondere des Projekts der geologischen Tiefenlager der Nagra) vor-
genommen.  

Ergebnis dieser dreistufigen Überprüfung sind die in den nachfolgenden Kapi-
teln aufgeführten Anträge zu Änderungen im Bemessungsregime der Fonds-
beiträge, der KS16 sowie der Terminplanung im EP16 an den Bundesrat bzw. 
das Eidgenössische Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommu-
nikation (UVEK).  

                                                   
1 Eidgenössische Finanzkontrolle 2014; Stilllegungs- und Entsorgungsfonds, Prüfung der Gover-
nance. 1. September 2014 
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2 HINTERGRUND 

2.1 Verursacherprinzip 
Art. 77 des Kernenergiegesetzes (KEG) weist die Kostentragung für die Stillle-
gung der AKW und die Entsorgung der daraus stammenden radioaktiven Ab-
fälle den AKW-Betreibern zu und folgt damit dem Verursacherprinzip. Damit 
das Beitragsregime diesem Prinzip entspricht, sind die Kostenbeiträge über 
den Atomstromverkauf zu erwirtschaften. Die Pflicht der Kostentragung liegt 
seit dem Bau der AKW bei seinen Eigentümern. Insbesondere das Problem der 
Entsorgung wurde und wird jedoch seit dem Bestehen der AKW stark unter-
schätzt. Erste Kostenprognosen in den 1970ern gingen von einem dreistelligen 
Millionenbetrag aus. Heute ist klar, dass auch bei der Stilllegung des letzten 
heute in Betrieb stehenden Schweizerischen AKW noch kein geologisches Tie-
fenlager in Betrieb sein wird. Dies führt zum Problem, dass Gelder für in der 
Zukunft anfallende Kosten bereits heute veranschlagt werden müssen, jedoch 
noch keine abschliessende Gewissheit über deren Höhe besteht. Unklarheiten 
und Unsicherheiten sind entsprechend konservativ, d.h. im Zweifelsfall bei-
tragssteigernd auszulegen (Vorsichtsprinzip). Denn die Verantwortung für die 
Verzögerungen und die bestehenden Ungewissheiten liegt bei den Eigentü-
mern selbst und/oder gründet in der aufwändigen und komplexen Handha-
bung der radioaktiven Abfälle. Das Risiko für diese Ungewissheiten ist ein seit 
der Inbetriebnahme grundsätzlich bekanntes betriebswirtschaftliches Risiko 
der AKW-Betreiber und entsprechend auch durch diese zu tragen. Jede Abwäl-
zung auf die Öffentlichkeit ist inakzeptabel und zu vermeiden. 

2.2 Bemessungsregime 
Die Vorgaben für das Bemessungsregime der Beitragszahlungen richten sich 
im Detail nach den Festlegungen der Verordnung  über den Stilllegungsfonds 
und den Entsorgungsfonds für Kernanlagen (Stilllegungs- und Entsorgungs-
fondsverordnung, SEFV). Die nachfolgende Abbildung 1 zeigt das Berech-
nungsregime für die Beiträge in die Stilllegungs- und Entsorgungsfonds. In der 
Kostenstudie werden sämtliche Kosten für den Nachbetrieb und die Stilllegung 
der AKW sowie die Endlagerung der radioaktiven Abfälle abgeschätzt. Dazu 
werden unter anderem Planungsdokumente der AKW-Betreiber betreffend 
Nachbetrieb und Stilllegung sowie das ebenfalls alle fünf Jahre erscheinende 
Entsorgungsprogramm der Nagra beigezogen, welches die Planungs- und Bau-
projekte für eines oder mehrere geologische Tiefenlager ausweist. Die Fonds 
werden von der direkt dem Bundesrat unterstehenden Stenfo-VK verwaltet, die 
auf Basis der Kostenstudie die Beiträge provisorisch festlegt. Für die Verfügung 
der definitiven Beiträge wird und muss eine Überprüfung durch das ENSI, eine 
unabhängige Wirtschaftsprüfung und das UVEK erfolgen. 

2014 intervenierte ausserdem die Eidgenössische Finanzkontrolle (EFK) mit 
einer Prüfung der Kostenstudie 2011 (KS11). Eine Überprüfung der KS durch 
die EFK ist jedoch nicht a priori vorgesehen. Nicht zuletzt aufgrund dieses 
Prüfberichts der EFK wurden die gesetzlichen Vorgaben im SEFV seit der KS11 
in zwei Teilrevisionen angepasst. Hauptänderungen betrafen die Einführung 
eines Sicherheitszuschlags von 30% während 18 Jahren, die Anpassung der 
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gesetzlichen Teuerungs- und Zinssatzvorgaben sowie die Vorgabe wonach 
mehr als die Hälfte der Mitglieder in der Stenfo-VK unabhängig sein müssen. 

 

Abbildung 1: Berechnungsregime für die Beiträge in die Stilllegungs- und Entsorgungsfonds; eige-
ne Darstellung 
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3 ANALYSE BESTAND 

3.1 Bemessungsbasis Kostenstudie 2016 
Die KS16 weist eine im Vergleich zur KS11 verbesserte Transparenz aus. So 
werden Kosten für Risikominderungen, Prognoseunsicherheiten, Gefahren 
und Chancen separat zu den so genannten Ausgangskosten ausgewiesen. Die 
Ausgangskosten und Kosten für Risikominderungen werden zu den so genann-
ten Basiskosten zusammengefasst, die übrigen Kostenpunkte als «Zuschlä-
ge» bezeichnet. Terminologisch ist dies ungeschickt, da sie damit leicht mit 
dem Sicherheitszuschlag gemäss SEFV verwechselt werden. Um einer Ver-
wechslung vorzubeugen werden im Folgenden die «Zuschläge» der Kostenstu-
die (Prognoseunsicherheiten, Gefahren und Chancen) in ihrer Gesamtheit als 
«Ungewissheitsfaktoren» bezeichnet, da sie Faktoren betreffen, über deren 
Eintreten keine Gewissheit besteht. Der Anteil der Ungewissheitsfaktoren an 
den Gesamtkosten beträgt gemäss KS16 im Bereich der Entsorgungskosten 
28.6%, im Bereich der Stilllegungskosten 24.9%. In der KS11 waren die Unge-
wissheitsfaktoren nicht gesondert ausgewiesen sondern in den Gesamtkosten 
«versteckt». 

Bei der Bemessung der Beiträge in die Fonds werden diese Ungewissheitsfakto-
ren von der Stenfo-VK nun einfach von den Gesamtkosten abgezogen. Übrig 
bleiben die so genannten Basiskosten. Für die provisorische Beitragsbemessung 
wird zu den Basiskosten dann nur noch der Sicherheitszuschlag gemäss SEFV 
addiert (vgl. Abbildung 2 für die Entsorgungskosten aus der Medienorientie-
rung der Stenfo-VK).  

 

 

Abbildung 2: Vergleich Entsorgungskosten und Berechnungsbasis für die Beiträge KS11 (Preisbasis 
2016 mit Teuerung gemäss SEFV) und KS16 (Quelle: Stenfo 2016). (Für die Berechnung der Fonds-
Beiträge sind die bereits aufgelaufenen Kosten entgegen der Abbildung nicht relevant (gemäss e-
Mail-Auskunft Stenfo vom 12.4.2017)) 
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Die Ungewissheitsfaktoren sind jedoch nicht mit dem Sicherheitszuschlag ge-
mäss SEFV gleichzusetzen, weshalb dieser die Ungewissheitsfaktoren auch 
nicht ersetzen kann (vgl. dazu Forderung a in Kapitel 4.1.1). 

3.2 Stand in den Fonds 
Die nachfolgenden Abbildungen 3-5 zeigen die aktuellen Finanzierungsstände 
im Stilllegungs- bzw. Entsorgungsfonds einzeln sowie akkumuliert. Die Analy-
se zeigt, dass die Finanzierungslücke trotz den Einzahlungen seitens der Be-
treiber über die Jahre praktisch konstant geblieben ist (ca. 4-6 Mrd. CHF). Dies 
deshalb, weil die Kostensteigerungen von Kostenstudie zu Kostenstudie die 
Beitragszahlungen in die Fonds praktisch zunichte machte.  

Nicht zuletzt deshalb wurde 2014 die Einführung eines 30%-igen Sicherheits-
zuschlags verfügt. Zum einen soll dieser, wie der Name besagt, als zusätzliches 
Sicherungsinstrument, das noch vor der eigentlichen Rückgriffkaskade (Nach-
schusspflicht, Solidarhaftung und allfällige Bundesbeiträge) zum Einsatz 
kommt, genügend finanzielle Mittel sicherstellen und erneuten Kostensteige-
rungen vorbeugen. Zum anderen trägt er mittels damit verbundenen höheren 
Beiträgen seitens der AKW-Betreiber zu einer schnelleren Äufnung der Fonds 
bei. Damit wird die Gefahr gesenkt, dass namhafte Beiträge erst nach der Aus-
serbetriebnahme der AKW in die Fonds fliessen und gesetzlich zwingende Ab-
gaben auf den Atomstrom so im Nachhinein durch andere Geschäfte quersub-
ventioniert werden. Der Sicherheitszuschlag ist jedoch mit Ausnahme der 
KKW Gösgen AG von keinem der Betreiber akzeptiert worden und wird derzeit 
gerichtlich angefochten2. Auch im Parlament wurde die Aufhebung des Si-
cherheitszuschlags durch Ständerat und Axpo-Verwaltungsratsmitglied Ro-
land Eberle bereits thematisiert3. 

Demgegenüber liegen die bisher aufgelaufenen Entsorgungskosten, die direkt 
von den Betreibern bezahlt werden, fast auf dem Niveau des Fondsbestands.  

Die Abbildungen zeigen ausserdem die grossen Unterschiede im Deckungs-
grad, je nachdem, ob zum einen der Sicherheitszuschlag erhoben wird und 
zum anderen, ob die Ungewissheitsfaktoren bei der Beitragsbemessung be-
rücksichtigt werden oder nicht. 
   

                                                   
2 Vgl. Berichterstattung z.B. in http://www.tagesanzeiger.ch/schweiz/standard/AKWBetreiber-
wollen-nicht-mehr-bezahlen/story/11877076 
3 Geschäft 16.3779 https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-
bulletin-die-verhandlungen?SubjectId=39716 
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Abbildung 3: Entwicklung Stand im Stilllegungs- und Entsorgungsfonds (kumuliert) und 
Kostenprognose für Stilllegung und Entsorgung sowie laufende Kosten (direkt von den 
Betreibern bezahlt) in Milliarden CHF; eigene Berechnung, Quellen: Jahresberichte Stenfo 
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Stand im Fonds 
Stilllegungskosten gemäss Kostenstudie inkl. gesetzliche Teuerung, Ungewissheitsfaktoren und Sicherheitszuschlag 
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heitszuschlag von 30% 

Abbildung 4: Entwicklung Stand im Stilllegungsfonds und Kostenprognose in Milliarden CHF; 
eigene Berechnung, Quellen: Jahresberichte Stenfo 
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Abbildung 5: Entwicklung Stand im Entsorgungsfonds und Kostenprognose in Milliarden CHF 
sowie laufende Ausgaben (direkt von den Betreibern bezahlt); eigene Berechnung, Quellen: Jahres-
berichte Stenfo 
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3.3 Einfluss von Teuerung, Zins und Terminplan auf die Fondsbestände 
Wie die nachfolgende Tabelle 1 zeigt, betrugen Kostensteigerungen von KS zu 
KS seit 2001 im Fall der Stilllegung 2.95% und im Fall der Entsorgung 4.61%. 
Diese Kostensteigerungen liegen deutlich über der gesetlichen Teuerung von 
1.5% gemäss Anhang der SEFV, die u.a. vom Landesindex für Konsumenten-
preise abgeleitet wurde. Ebenfalls wiedergegeben ist der Kapitalertrag (Zins) 
der Fonds seit deren Bestehen und seit den letzten 10 Jahren. Trotz grossen 
jährlichen Schwankungen wird hier die gesetzliche Vorgabe von 3.5% im 
Schnitt beinahe erreicht. 

Tabelle 1: Kapitalerträge im Stilllegungs- und Entsorgungsfonds seit 2002 (Einrichtung Entsor-
gungsfonds) und Kostenprognosen der Stilllegungs- und Entsorgungskosten in den Kostenstudien in 
Milliarden CHF; eigene Berechnung, Quellen: Jahresberichte Stenfo, Kostenstudien 
 

 

Wie stark sich die beiden Vorgaben zum Realzins der Fonds auf die Beitrags-
höhen auswirken, zeigt folgendes Rechenexperiment für den Bereich der Ent-
sorgung: Wird anstelle der gesetzlichen Vorgabe zur Teuerung die Kostenstei-
gerungswerte der Kostenprognosen (4.61% anstatt 1.5%) und anstelle der ge-
setzlichen Vorgabe zum Kapitalertrag der Schnitt der Zinserträge seit 2002 
(3.23% anstatt 3.50%) eingesetzt, ergibt sich ein Realzins von -1.38% anstelle 
der heute gesetzlich «vorgesehenen» 2.00%. Dies wäre sozusagen der «rea-
le» Realzins seit Bestehen der Fonds. Damit stiege der Kapitalbedarf bis zum 
Verschluss der geologischen Tiefenlagers in mehr als 100 Jahren markant an 
(vgl. Abbildung 6 und Abbildung 7). Um diesen Kapitalbedarf zu decken, müss-
ten die durchschnittlichen jährlichen Beiträge aller Werke für die verbleiben-
den 18 Jahre (Fondsäufnung gemäss Gesetz während 50 Jahren, d.h. bis max. 
2034 für das AKW Leibstadt) von heute 33 Mio. CHF. auf 1'455 Mio. CHF. (!) 
angehoben werden. Dies entspricht einem Unterschied von rund 44’000%. 
Diese Zahl zeigt das immense Haftungsrisiko für den Bund als letzte Instanz in 
der Rückgriffskaskade für die Äufnung der Fondsbeiträge auf. Auch bei einem 
Realzins von 0.00%, also einem Kapitalertrag auf dem Niveau der Teuerung, 
würden gemäss den Berechnungen im Schnitt noch Beiträge von knapp einer 
halben Milliarde Franken über die nächsten 18 Jahre nötig (vgl. Abbildung 8). 

 

Kapitalerträge (Zins) Stilllegungsfonds Entsorgungsfonds
Schnitt seit 2002 3.43% 3.23%
Schnitt letzte 10 Jahre 3.38% 3.13%
Schnitt letzte 5 Jahre 5.51% 5.58%
Gesetzliche Vorgabe 3.50% 3.50%
Kostensteigerung Stilllegungskosten* Entsorgungskosten*
Kostenstudie 01 1.87 5.37
Kostenstudie 06 2.19 6.23
Kostenstudie 11 2.97 8.45
Kostenstudie 16 2.89 10.57
Kostensteigerung pro Jahr 2.95% 4.61%
*Kosten zulasten Fonds in Mrd. CHF exkl. Sicherheitszuschlag SEFV
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Abbildung 6: Entwicklung Bestand Entsorgungsfonds für Entsorgungskosten gemäss KS16 und 
einem Realzins von 2.00% mit entsprechend ausreichenden Beiträgen der Betreiber (heutiger Zu-
stand); eigene Berechnungen 

 

 

Abbildung 7: Entwicklung Bestand Entsorgungsfonds für Entsorgungskosten gemäss KS16 und 
einem Realzins von -1.38% und entsprechend ausreichenden Beiträgen der Betreiber in Milliarden 
CHF; eigene Berechnungen 
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Entwicklung Bestand Entsorgungsfonds bei Realzins 2.00% 
und entsprechenden Beiträgen der AKW-Betreiber von 
durchschnittlich 33 Mio. CHF bis ins Jahr 2034 
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Abbildung 8: Entwicklung Bestand Entsorgungsfonds für Entsorgungskosten gemäss KS16 und 
einem Realzins von 0.00% und entsprechend ausreichenden Beiträgen der Betreiber in Milliarden 
CHF; eigene Berechnungen 

Die grosse Auswirkung des Realzinses auf den Kapitalbedarf akzentuiert sich 
weiter, wenn der Zeitplan der Nagra für Projektierung und Bau der geologi-
schen Tiefenlager in Frage gestellt wird. Wird der Realzins von  
-1.38% auf den von der SES als realistisch beurteilten Zeitplan angewendet 
(vgl. Anhang 3), steigen die jährlichen Beiträge aller Werke im Schnitt gar auf 
5’290 Mio. CHF. (vgl. Abbildung 9). 

Das Experiment zeigt die Anfälligkeit des von swissnuclear und der Stenfo-VK 
vertretenen Standpunkts, Verzögerungen beim Bau des geologischen Tiefenla-
gers würden durch den damit länger anfallenden Zinsertrag der Fonds wett-
gemacht: Werden nämlich die in der SEFV vorgegebenen Werte zu Zinsertrag 
und Teuerung eingesetzt, hätte die Verlängerung der Bauzeit um 40 Jahre ge-
mäss dem SES-Szenario «realistisch» zur Folge, dass die AKW-Betreiber bis dato 
bereits zu viel in die Fonds einbezahlt hätten. Und dies obwohl die Verlänge-
rung des Bauprojekts geologisches Tiefenlager mit zusätzlichen Kosten von 
knapp 5 Mrd. CHF veranschlagt wurde (100 Mio. CHF pro Jahr für die längere 
Weiterführung des Zwilag und der Nagra, dazu ca. 20 Mio. CHF pro Jahr für 
die verlängerte Beobachtung). Mit den gegebenen Vorgaben gemäss SEFV be-
steht also ein klarer Anreiz, die Inbetriebnahme des geologischen Tiefenlagers 
und damit die Kostenfolgen hinauszuzögern. 
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Abbildung 9: Entwicklung Bestand Entsorgungsfonds für Entsorgungskosten gemäss KS16, SES-
Zeitplan Szenario «realistisch» für das geologische Tiefenlager und einem Realzins von -1.38% und 
entsprechend ausreichenden Beiträgen der Betreiber in Milliarden CHF; eigene Berechnungen 
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4 FORDERUNGSKATALOG 

4.1 Bemessungsregime der Beiträge 

4.1.1 Sicherheitszuschlag und Ungewissheitsfaktoren 
a. Prognoseunsicherheiten, Gefahren und Chancen gemäss KS16 sind entgegen den 

provisorischen Beiträgen 2017 und 2018 für die Beitragsberechnung mit zu berück-
sichtigen. Diese Aspekte bezeichnen ungewisse Faktoren und liegen in der 
Natur der Kostenprognose eines jeden Pionierbaus. Selbst für normale 
Bauprojekte beträgt die Kostengenauigkeit in diesem Stadium gemäss SIA 
«nur» +/- 25%. Vom Zweck her sind diese so genannten Ungewissheitsfak-
toren jedoch nicht zu verwechseln mit dem Sicherheitszuschlag von 30%. 
Der 30%-ige Sicherheitszuschlag wurde als Sicherungsinstrument auf-
grund der starken Kostensprünge der Kostenprognose als solche einge-
führt und war somit eine finanzpolitische Reaktion, die helfen soll, eine 
Finanzierungslücke in den Fonds zu vermeiden. Er ist damit eine Mass-
nahme, die sich aufgrund der Erfahrungen mit den jeweils schnell über-
holten Kostenprognosen seit 2001 als notwendig erwiesen hat und bezieht 
sich nicht auf eine einzelne Kostenprognose an sich, sondern auf deren 
Ungenauigkeit, die sich erst in der Abfolge über mehrere Kostenstudien 
zeigt. Dies wird bestätigt durch den Fakt, dass der Sicherheitszuschlag auf 
die KS11 zugeschlagen wurde, welche Prognoseunsicherheiten, Gefahren 
und Chancen bereits beinhaltete, diese jedoch nicht gesondert auswies. 
Der Sicherheitszuschlag sichert darüber hinaus die Einlagen gemäss dem 
Vorsichtsprinzip ab und beugt Risiken bezüglich der angenommenen 
AKW-Laufzeiten, Finanzmarktrisiken, Bilanzrisiken, Bonitätsrisiken und 
Vertragsrisiken vor (Bildung von Haftungssubstrat). Zu bemerken ist, dass 
allfällige überschüssige Beiträge in die Fonds vollumfänglich an die Be-
treiber zurückerstattet werden und für die Unternehmen nicht «verlo-
ren», sondern nur zweckgebunden sind. Dies zeigt sich auch darin, dass 
die Guthaben aus dem Stilllegungsfonds für Kernanlagen und dem Ent-
sorgungsfonds für Kernkraftwerke als Aktiven in den Bilanzen enthalten 
sind. 

 

b. In Fortsetzung zu Forderung a. ist der Sicherheitszuschlag von 30% beizubehalten. 
Bei den Entsorgungskosten ist eine Erhöhung des Sicherheitszuschlags auf 100% vor-
zunehmen bzw. ist dieser künftig von einem worst-case-Szenarios mit ausreichend 
Zeit- und Projektreserven abzuleiten (vgl. Forderungen k und t). Damit würde das 
Misslingen von Teilprojekten oder Verzögerungen im Zeitplan der Nagra 
zumindest teilweise abgedeckt. Internationale Referenzen zeigen bis dato 
im Bereich der Entsorgung nur misslungene Projekte, die kostenaufwän-
dige Sanierungen zur Folge hatten bzw. immer noch haben.4 Eine Über-
prüfung des Nagra-Zeitplans zeigt ausserdem, dass sich die Inbetriebnah-
me des geologischen Tiefenlagers unter realistischen Annahmen (aber oh-

                                                   
4 Vgl. z.B. Asse II in Deutschland (http://www.asse.bund.de/Asse/DE/home/home_node.html) oder 
WIPP in den USA (http://www.wipp.energy.gov/wipprecovery/recovery.html)  



 

Seite 18/27 

ne Berücksichtigung von Misserfolgen) bereits um 38 Jahre gegenüber der 
zu optimistischen Nagra-Zeitplanung verzögert (vgl. Anhang 3). Alleine 
durch die längere Finanzierung von Nagra und Zwilag ergäben sich Mehr-
kosten von mindestens 40%. Im Bereich der Stilllegungskosten ist das Auf-
fangen von Kostensteigerungen mit einem Zuschlag von 30% im Vergleich 
zu internationalen Referenzprojekten eher plausibel. 

 

c. Der Sicherheitszuschlag ist gesetzlich in Artikel 77 des Kernenergiegesetzes (KEG) als 
erstes Sicherungsinstrument zu verankern. Eine Nachschusspflicht ist so weit als 
möglich zu vermeiden und nur im Notfall und nicht im Regelfall anzuwenden. Die 
Kostensteigerungen der Kostenstudien machen aus heutiger Sicht eine 
Nachschusspflicht wahrscheinlich. Diese steht in der Rückgriffskaskade 
gemäss Art. 79 ff. KEG an erster Stelle. Auch in der Kostenstudie selbst 
wird darauf verwiesen, dass dank der Nachschusspflicht Kostensteigerun-
gen wegen Unbekanntem abgefangen werden können. Dabei wird ver-
nachlässigt, dass die Nachschusspflicht kein bevorzugtes Mittel in der Si-
cherstellung der Fondsbeiträge sein kann, da es das Verursacherprinzip 
verletzt. Bei der Nachschusspflicht ist klar, dass der Nachschuss in ande-
ren Geschäftsfeldern erwirtschaftet werden muss. Der Atomstromkunde 
als eigentlicher Verursacher der Kosten trägt diese dann nicht im vollen 
Umfang. 

 

4.1.2 Teuerung und Zinserträge 
d. Zusätzliche Kapitalerträge aufgrund Verzögerungen dürfen allein schon aus dem 

Vorsichtsprinzip nicht zu einer Reduktion der Jahresbeiträge führen. Der Beitrag der 
Kapitalerträge an den Gesamtkosten ist deshalb auf dem Stand des KS11 einzufrie-
ren. Terminverzögerungen sind im Entsorgungsprogramm für die AKW 
nicht beitragsreduzierend zu behandeln, da eine Äufnung der Fonds über 
in der Zukunft einzuspielende Zinsen das Risiko einer Finanzierungslücke 
grundsätzlich erhöht. Mit dem heutigen Regime entstehen gefährliche fal-
sche Anreize, wonach Verzögerungen in der Entsorgungsplanung zu hö-
heren Zinsbeiträgen und damit geringeren Beiträgen im laufenden Betrieb 
führen. Dem Ziel, möglichst bald ein geologisches Tiefenlager eröffnen zu 
können, läuft dies zuwider. Darüber hinaus wird damit das Finanzie-
rungsrisiko in eine Zeit hinausgeschoben, in der die AKW bereits stillge-
legt sind und damit die Beiträge nicht mehr direkt über den Atomstrom-
verkauf eingespielt werden können. Dies widerspricht dem Verursacher-
prinzip. Aus der übergeordneten Kernenergiegesetzgebung kann kein 
grundsätzlicher Anspruch auf den Beitrag von Zinserträgen abgeleitet 
werden. 

 

e. Die Vorgabe zur Teuerungsrate der Entsorgungskosten gemäss Anhang 1 der SEFV 
ist alle fünf Jahre mit der Festlegung der neuen Beiträge zu aktualisieren und konser-
vativer auf die spezifische Kostensteigerung der Stilllegungs- bzw. Entsorgungskosten 
aus den Kostenstudien abzustimmen. Basierend auf der Verordnung wird mit 
einer Teuerung von 1.5% gerechnet. Dieser Wert ist willkürlich vom Lan-
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desindex für Konsumentenpreise abgeleitet und entspricht nicht der Rea-
lität für Baukosten von Stilllegungs- und Entsorgungsarbeiten. Für den 
Entsorgungsbereich kann bis dato noch gar keine Teuerung abgeleitet 
werden, da keine vergleichbaren Projekte existieren. Im Bereich der Still-
legung beginnt sich der Markt erst zu bilden. Eine spezifische Teuerung 
kann hier deshalb erst in einigen Jahren abgeleitet werden. Aufgrund der 
bevorstehenden grossen Stilllegungswelle in Deutschland und Frankreich 
in den kommenden Jahren und Jahrzehnten ist ein Mangel an Fachkräften 
gut denkbar, was sich schnell kostensteigernd auswirken kann. In Erman-
gelung realer Teuerungsstatistiken kann nur auf die reale Kostensteige-
rung von Kostenstudie zu Kostenstudie abgestellt werden. Da der gesetzli-
che Auftrag «Rückbau der AKW und Entsorgung der radioaktiven Abfälle» 
seit Erstellung der ersten Kostenstudie identisch geblieben ist, ist dies der 
beste verfügbare Indikator. Massgebend ist dabei die Kostensteigerung bei 
den durch die Fonds abzudeckenden (d.h. dereinst zu finanzierenden) 
Leistungen. Hier lag die Kostensteigerung seit der ersten Kostenstudie 
2001 im Bereich der Stilllegungskosten bei durchschnittlich 2.95% (insge-
samt 154.76%) und im Bereich der Entsorgungskosten bei durchschnitt-
lich 4.61% (insgesamt 196.74%). 

 

f. Die gesetzlichen Vorgabe zu den Kapitalerträgen (Anlagerendite) gemäss Anhang 1 
der SEFV ist alle fünf Jahre mit der Festlegung der neuen Beiträge zu aktualisieren. 
Er ist konservativ festzulegen und soll aufgrund der grossen Unsicherheiten für die 
spezifische Teuerung im Bereich der Stilllegungs- und Entsorgungskosten maximal 
der angenommenen Teuerung entsprechen. Derzeit wird ein durchschnittlicher 
Zinsertrag von 3.5% angenommen. Dass ein solcher Ertrag eher ambitio-
niert ist, zeigt der Schnitt seit 2001 (Einführung Entsorgungsfonds), der 
mit 3.23% für den Entsorgungsfonds und 3.43% im Stilllegungsfonds 
leicht unter der Vorgabe liegt (im Stilllegungsfonds liegt er seit dessen Er-
öffnung im Jahr 1985 über der Vorgabe). Es zeigt sich aber, dass die Zins-
erträge in den letzten Jahren aufgrund der zunehmenden Verwerfungen 
am Finanzmarkt volatiler und die Ausschläge nach unten grösser wurden. 
Es kann nicht davon ausgegangen werden, dass dieses Ertragsniveau für 
die nächsten 100 Jahre und mehr gehalten werden kann. 

 

4.1.3 Provisorische Beiträge 
g. Für die provisorischen Beiträge für die Jahre 2017 und folgend sind bis zur Geneh-

migung der KS16 durch das UVEK die Beiträge der Vorperiode, d.h. der Jahre 2015 
und 2016 fortzuführen. Die provisorischen Beiträge 2017 und 2018 werden 
auf Basis der ungeprüften und noch nicht genehmigten KS16 von Swiss-
nuclear erhoben. Aufgrund von darin möglicherweise noch enthaltenen 
Fehlern und/oder einseitigen Überlegungen steigt damit das Risiko einer 
Finanzierungslücke. Die grundsätzlichen Bedenken der EFK aus dem Jahre 
2014 sind, wie die in diesem Papier aufgeführten Mängel zeigen, nicht 
vollständig behoben. Es muss also mit weiteren Interventionen gerechnet 
werden. Gleichzeitig hat das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts zu den 
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provisorischen Beiträgen auf Basis der KS11 (A-1184/2015) gezeigt, dass 
diese provisorischen Beiträge rechtlich nicht einklagbar sind. 

 

4.1.4 Governance 
h. Die Stenfo-Verwaltungskommission ist ausschliesslich aus unabhängigen Mitgliedern 

zusammenzustellen. Die Fondsvermögen sind zweckbestimmt und sollen da-
für sorgen, dass dereinst ausreichende Gelder für Stilllegungs- und Ent-
sorgungsprojekte zur Verfügung stehen. Ihre Verwaltung hat vorrangig 
diesem Ziel zu dienen. Die Beitragspflichtigen wiederum haben das be-
triebswirtschaftlich legitime Interesse, dass ihre Beiträge möglichst gering 
ausfallen. Damit besteht jedoch ein inhärenter Interessenskonflikt zwi-
schen Verwaltern und Beitragspflichtigen des Fonds. Gemäss den Grunds-
ätzen der Corporate Governance ist daher eine vollständige Unabhängig-
keit der Verwaltungskommission von den Beitragspflichtigen unumgäng-
lich. Dies entspricht auch der Forderung der EFK aus dem Jahr 2014. 

 

4.1.5 Sicherstellung der Beiträge 
i. Es sind Vorgaben zu den Eigenkapitalausstattungen von AKW-Betreibern zu ma-

chen. Bei Nicht-Erfüllung der Vorgaben sind die noch fehlenden Fonds-Beiträge im 
Verhältnis der Abweichung zu den Eigenkapitalvorgaben rascher einzufordern. Art. 
79 und 80 KEG regeln die sogenannte Solidarhaftung unter den verschie-
denen AKW-Betreibern sowie die Nachschusspflicht. Auf der letzten Stufe 
der Nachschusspflicht steht der Bund. Die KKW Gösgen AG und KKW 
Leibstadt AG sind jedoch als Unternehmen mit einer geringen Eigenkapi-
taldecke konzipiert worden. Auch die Aktionäre sind nicht in der Lage 
diese Lücke zu schliessen. Die Bonität der Energieversorgungsunterneh-
men und AKW-Eigentümer Axpo und Alpiq hat in den letzten Jahren ra-
pide abgenommen. Aus gesetzlicher und demokratischer Sicht ist eine 
Abwälzung der Kostentragungspflicht aufgrund ungenügender Mittel auf 
andere Betreiber oder gar den Bund unbedingt zu vermeiden. Die Nach-
schusspflicht wurde von den verschiedenen Betreibern bereits in Frage ge-
stellt. 
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4.2 Kostenprognose 
j. Die Transparenz und Nachvollziehbarkeit der Kostenstudie ist weiter zu erhöhen, so 

dass diese nachvollzogen werden können. Die hinter der Kostenstudie stehenden Da-
tenbanken der mit der Kostenprognose beauftragten Firma Siempelkamp NIS Ingeni-
eurgesellschaft mbH sind entweder zu veröffentlichen oder dann zumindest für einen 
nicht-öffentlichen Begutachterkreis (z.B. Experten des Ensi und der Eidgenössischen 
Finanzkontrolle) zugänglich zu machen, damit die Datenqualität überprüft werden 
kann. Für Aussenstehende ist eine Begutachtung der Resultate der Kosten-
studie schwierig, da Kostenschätzungen unterhalb der dritten Gliede-
rungsebene verborgen bleiben. Gewisse Rückschlüsse oder methodische 
Unterschiede zwischen den einzelnen Bereichen der Kostenschätzungen 
können mit den abgebildeten Informationen nicht nachvollzogen werden. 
Die Öffentlichkeit hat jedoch ein grosses Interesse daran, dass die Kosten-
schätzungen nach bestem Wissen und Gewissen durchgeführt werden, da 
davon direkt die Beiträge abhängen. Mit den dargestellten Kostenstruktu-
ren ist eine unabhängige Überprüfung nur eingeschränkt möglich. Die 
Firma Siempelkamp NIS Ingenieurgesellschaft mbH hat zwar das Recht, 
sich auf das Firmengeheimnis zu berufen, da die Firma im Bereich der 
Back-End-Kostenprognosen jedoch europaweit eine sehr dominante Stel-
lung innehat, besteht die Gefahr, dass Kosten chronisch falsch geschätzt 
werden. Um dies zu vermeiden, ist eine unabhängige Überprüfung auch 
der Daten unterhalb der dritten Gliederungsebene unausweichlich. 

 

k. Kostenprognosen sind künftig anhand von Szenarien mit best- und worst-case-
Abschätzung (inkl. sehr seltenen, unwahrscheinlichen Ereignissen sog. «Black-Swan-
Ereignissen») vorzunehmen. Bei den worst-case-Abschätzungen sind auch das voll-
ständige Misslingen von Teilprojekten zu berücksichtigen. Die KS16 geht von ei-
nem geradlinigen Szenario für die Entwicklung und den Bau des Endla-
gers aus. Prognoseungenauigkeiten, Chancen und Gefahren werden zwar 
erfasst, jedoch zumeist pauschal als «sehr unwahrscheinlich» beurteilt. 
Quantitative Überlegungen, die dazu dienen würden diese Wahrschein-
lichkeiten zu erhärten oder verwerfen, fehlen gänzlich. Überlegungen zu 
kumulativen oder progressiven Einwirkungen auf die Gesamtkosten bei 
Eintreten der Ereignisse werden keine angestellt. 

 

l. Die Parameterwahl in den angewendeten Methoden hat grundsätzlich konservativ zu 
erfolgen. Die verwendeten Werte sind auszuweisen und zu begründen. Die Kosten-
elemente werden beispielsweise zur Berücksichtigung von Prognoseun-
genauigkeiten in verschiedene Klassen von Bandbreiten eingeteilt (Kap. 3.2 
der KS16). Die Klasse mit der grössten Ungenauigkeit weicht um maximal 
+36% von den Basiskosten ab. Das Mass dieser Abweichung wird nicht be-
gründet und erscheint als nicht sehr konservativ. Bei den Monte-Carlo-
Simulationen fehlen sämtliche Angaben zu den verwendeten Paramentern 
inkl. den Perzentilen, von denen eine Beurteilung der Schlussresultate we-
sentlich abhängt. 
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m. Es sind auch Kosten für die Langzeitbeobachtung nach Verschluss der/des SMA- und 
HAA-Lagers zu berechnen. Die Langzeitbeobachtung bildet einen integralen 
Bestandteil im Nagra-Entsorgungskonzept. Bis anhin sind dafür jedoch 
keine Kostenfolgen berechnet und auch keine Beiträge einbezahlt worden. 

 

n. Die Entwicklungen auf dem Fachkräftemarkt sind in die Kostenprognosen miteinzu-
beziehen. Ab den 2020er-Jahren wird die Nachfrage nach Fachkräften vor 
allem im Bereich der Stilllegung europaweit stark ansteigen, da dann viele 
AKW der Generation II stillgelegt werden. In der Schweiz selbst existiert 
nur ein sehr kleines Reservoir an dazu ausgebildeten Fachkräften. Es ist 
davon auszugehen, dass es zu einem Fachkräftemangel kommen wird, 
was die Projekte verzögert und zusätzliche Kosten generieren wird. 

 

o. Der Aspekt der gesellschaftlichen Akzeptanz des Tiefenlagers sowie die Folgen rechtli-
cher und politischer Auseinandersetzungen sind in der Kostenprognose zu berück-
sichtigen. Die Kostenstudie geht von einem gesellschaftlichen Willen für 
die Entsorgung aus. Belege für einen solchen fehlen jedoch bzw. ist dieser 
zumindest fragwürdig. Die Ablehnung eines fakultativen Referendums 
wird nicht berücksichtigt. Dasselbe gilt für politische oder längere rechtli-
che Verzögerungen. Was das für das Projekt und die Kostenfolgen bedeu-
tet, ist unklar. 

 

p. Die Rückholung von Abfällen ist in der Kostenprognose zwingend und mit realisti-
schen Kostenfolgen zu berücksichtigen. Die Rückholung wird in der Kosten-
prognose  nicht berücksichtigt und deren mögliche Kostenfolge auf max. 
10% der Gesamtkosten geschätzt. Angesichts der vielen internationalen 
Misserfolge und daraus entstehenden Kostenfolgen scheint dieses Risiko 
reichlich unterschätzt. Im Falle einer Rückholung muss ein Systemversa-
gen unterstellt werden, was mit erneuter Zwischenlagerung und dem Be-
darf eines neuen Endlagers einhergehen würde. 

 

q. Die geologischen Risiken und davon herrührenden Kostenfolgen sind zu berücksichti-
gen. Auf eine explizite Vorsorge wird in der Kostenstudie wie es scheint 
verzichtet, obwohl gerade bei bergbaulichen Tätigkeiten unbekannte Er-
eignisse oder Befunde (z.B. in Bezug auf die Geologie oder Hydrogeologie) 
häufig zu kostenwirksamen Planungs- und Maßnahmenänderungen füh-
ren.  

 

r. Die Kostenprognosen haben nur das Stilllegungsziel «grüne» Wiese, d.h. ein vollstän-
diger Rückbau der AKW, zu berücksichtigen. Eine nicht-nukleare Weiternut-
zung nicht-kontaminierter Areal- und Gebäudeteile nach dem Rückbau 
der AKW ist nicht absehbar und es fehlen weltweit Referenzen, die ein 
solches Szenario wahrscheinlich machen würden. Diese Forderung ent-
spricht den gesetzlichen Vorgaben und wird im heutigen Beitragsregime 
eingehalten. Die Erläuterungen an der Pressekonferenz zur Präsentation 
des KS16 und darauf fussenden Beiträgen stellten diese jedoch in Frage. 
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s. Bei der Entsorgung sind Fondsbeiträge für zwei separate Entsorgungslager, d.h. je 
eines für schwach und mittelaktiv strahlende sowie hochaktiv strahlende Abfälle zu 
bezahlen. Es ist vom heutigen Standpunkt aus völlig unklar, ob ein Kombi-
lager realisierbar ist und ob ein solches günstiger wäre als zwei separate 
Lager. Diese Forderung entspricht den gesetzlichen Vorgaben und wird im 
heutigen Beitragsregime eingehalten. Die Erläuterungen an der Presse-
konferenz zur Präsentation des KS16 und darauf fussenden Beiträgen 
stellten diese jedoch in Frage. 

 

4.3 Terminplan Entsorgungsprogramm 
t. Der Terminplan des Entsorgungsprogramms ist für die Kostenprognosen mit zusätz-

lichen Zeitreserven in der Höhe von mindestens 38 Jahren zu versehen. Der Nagra-
Terminpan aus dem Entsorgungsprogramm 2016 ist durch den wahr-
scheinlichen Verbleib des Standorts Nördlich Lägern in der Etappe 3 des 
Sachplanverfahrens bereits überholt. Darüber hinaus ist der veranschlagte 
Zeitbedarf in praktisch allen weiteren Projekt- und Bauphasen ausgespro-
chen optimistisch (vgl. Anhang 3). Dieses Phänomen ist nicht neu und 
zeigt das Unvermögen der Nagra, realistische Zeitschätzungen vorzuneh-
men. Als direkt durch die Betreiber bezahlter Projektant hat die Nagra ein 
intrinsisches Interesse daran, den massgeblichen Zeitbedarf geringzu-
schätzen. Für eine ernst zu nehmende Kostenprognose sind insbesondere 
Verzögerungen durch Rechtsverfahren und aufwändigere Abklärungen 
oder politischer Natur zu berücksichtigen.  
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5 ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS 
AKW Atomkraftwerke 

EFK Eidgenössische Finanzkontrolle 

KKW Kernkraftwerk 

KS16 Kostenstudie 2016 

Nagra Nationale Genossenschaft zur Lagerung radioaktiver Abfälle 

Stenfo-VK Verwaltungskomission der Stilllegungs- und Entsorgungsfonds 

SEFV Verordnung  über den Stilllegungsfonds und den Entsorgungs 
 fonds für Kernanlagen (Stilllegungs- und Entsorgungsfonds-
 verordnung) 

UVEK Eidgenössische Departement für Umwelt, Verkehr, Energie  
 und Kommunikation 
  


